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Grund dafür liegt darin, dass sich das Gericht bei doppelre­

levanten Tatsachen sowohl bei der Zuständigkeitsprüfung 

als auch bei der materiellen Prüfung des Anspruchs mit 

denselben Vorbringen (z.B. Vorliegen eines Arbeitsverhält­

nis etc.) zu beschäftigen hat, jedoch unterschiedliche Mass­

stäbe bzw. Prüfungsstandards verwendet. 

Gernäss Bundesgericht sind doppelrelevante Tatsachen 

nur einmal zu prüfen, und zwar nicht bei der Zuständigkeit, 

sondern im Rahmen der Begründetheit der Klage (BGE 122 

111 252) . Im Rahmen des Eintretensentscheids hat das Ge­

richt mithin- vorbehältlieh einer missbräuchlichen, faden­

scheinigen oder inkohärent scheinenden und unmittelbar 

widerlegbaren Behauptung - nicht gesondert zu prüfen, 

ob die behaupteten doppelrelevanten Tatsachen materiell 

zutreffen. Wird vom Kläger geltend gemacht, dass er in 

einem Arbeitsverhältnis zur Beklagten stehe oder gestan­

den habe, so wird diese Behauptung für die Frage des Ein­

tretensentscheids als wahr unterstellt. Detailliert geprüft 

werden aber sog. einfachrelevante Tatsachen wie Wohn­

sitz/Sitz oder Ort der gewöhnlichen Arbeitsverrichtung. 

Erst im Rahmen der materiellen Prüfung des Anspruchs 

setzt sich das Gericht eingehend mit den behaupteten dop­

pelrelevanten Tatsachen auseinander und prüft detailliert, 

ob es sich beim streitigen Rechtsverhältnis wirklich um ein 

Arbeitsverhältnis handelt oder nicht. 

Die Ausführungen des Bundesgerichts zu Art. 24 Abs. 1 

aGestG gelten auch für die ZPO CH: Art. 34 Abs. 1 ZPO CH 

entspricht dem weggefallenen Art. 24 Abs . 1 aGestG. 

Barbara Meyer 

Erbengemeinschaft: Prozess- und 
Beschwerdelegitimation 

Art. 602 ZGB; Art. 76 Abs. 1 BGG 

ln einem eher kuriosen anmutenden Entscheid hat das 

Bundesgericht (zumindest scheinbar) die Beschwerde­

legitimation einer Erbengemeinschaft bejaht, während 

es umgekehrt die Möglichkeit einer Gutheissung einer 

Forderungsldage bloss gegen einzelne der solidarisch 

ins Recht gefassten Erben verneinte. [16) 

BGer 5A_875/2010 vom 11. April 2011 

A. und F. waren gemeinsam Miteigentümer einer Parzelle 

im Kanton Wallis gewesen. Nach dem Tod von A. waren 

dessen Ehefrau B. sowie dessen drei Kinder als Gesamthän­

der in diese Miteigentümerstellung nachgerückt. Im Rah­

men einer partiellen Erbteilung hatten daraufl1in Tochter 

C. und Sohn E. die Miteigentümerstellung aus dem Nach­

lass übernommen, nach wie vor als Gesamthänder. 
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Miteigentümer F. hatte daraufl1in mittels Klage gegen 

die vier Erben von A. (und ursprünglichen Universalsuk­

zessoren in dessen Miteigentumsanteil) die Aufl1ebung des 

Miteigentums sowie eine Entschädigung für den Minder­

wert seines Miteigentumsanteils zufolge anteilsmässiger 

Überschreitung der Miteigentümerbefugnisse durch A. gel­

tend gemacht. Die «Erbengemeinschaft» (sie!) hatte auf Ab­

weisung der Klage geschlossen und insbesondere auf ihre 

fehlende Passivlegitimation hingewiesen.F. hatte daraufuin 

replicando anerkannt, dass die Auflösung des Miteigentums 

nicht mehr von allen vier Erben von A. verlangt werden 

könne, nachdem der Miteigentumsanteil im Rahmen der 

partiellen Erbteilung durch C. und E. übernommen worden 

war. Hingegen hatte er die Forderungsldage aufrecht erhal­

ten. Die von ihm in der Folge neu eingereichte Klage auf 

Auflösung des Miteigentums war in der Folge vergleichs­

weise erledigt worden. Die Forderungsklage war demgegen­

über vom Kantonsgericht Wallis gegenüber C. und E. in so­

lidarischer Verbindung teilweise gutgeheissen worden. 

Gegen dieses Urteil gelangte die «Erbengemeinschaft» 

(sie!) mittels Beschwerde in Zivilsachen an das Bundesge­

richt. Dieses hielt zu Recht fest, dass für die Erbengemein­

schaft bei Passivprozessen nur dann eine Notwendigkeit 

zur gesamthänderischen Belangung sämtlicher Erben gilt, 

wenn dingliche Rechte (oder dergleichen) geltend gemacht 

werden, während aufgrundder in Art. 603 Abs. 1 ZGB an­

geordneten Solidarität für obligatorische Forderungen 

keine notwendige Streitgenossenschaft besteht. Es befand 

jedoch, das Kantonsgericht hätte die Klage dennoch abwei­

sen müssen: Werde eine falsche Partei eingeldagt, so sei die 

Klage ohne weiteres abzuweisen. Die Verurteilung zweier 

von vier eingeldagten Erben verletze Bundesrecht. 
· .. ,' 

Kommentar 

An diesem in mehrfacher Hinsicht bemerkenswerten Ent­

scheid erstaunt, dass sich das Bundesgericht mit keinem 

Wort zur Beschwerdelegitimation und Parteifähigkeit der 

Erbengemeinschaft geäussert hat. Nach absolut herr­

schender Lehre und Rechtsprechung geniesst die Erbenge­

meinschaft nie als solche Partei- und Prozessfähigkeit, son­

dern sämtliche Erben müssen gemeinsam als notwendige 

Streitgenossenschaft auftreten. Könnte dies noch als rein 

redaktionelles Versehen durchgehen, nachdem sich aus 

dem Rubrum ergibt, dass immerhin sämtliche vier Erben 

namentlich als Beschwerdeführer unter der gemeinsamen 

Bezeichnung «Erbengemeinschaft Ä.» auftraten, so ver­

wundert, mit welcher Nonchalance das Bundesgericht 

nicht nur die Beschwerdeführerin konsequent als «Erben­

gemeinschaft» bezeichnet, sondern auch die Beschwerde­

legitimation der - durch das vorinstanzliehe Urteil in keiner 
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ersichtlichen Weise beschwerten- zwei aus dem Miteigen­

tum ausgeschiedenen Erben bejaht hat. 

Zumindest erstaunlich ist auch, dass das Bundesgericht 

die Gutheissung der Forderungsklage gegen zwei der vier 

eingeklagten Erben als bundesrechtswidrig bezeichnet 

hat. Dies erscheint zwar folgerichtig mit Blick darauf, dass 

das Bundesgericht einen obligatorischen Anspruch von F. 

ausdrücklich verneint und den Anspruch auf Art. 651 

Abs. 3 ZGB abgestützt hat. Selbst wenn der dort statuierten 

«Ausgleichung der Teile in Geld» jedoch nicht im Kern obli­

gatorischer Charakter zuerkannt würde, ist die Haltung des 

Bundesgerichts doch allemal streng: Dies mit Blick einer­

seits auf die bereits dargestellten Ungereimtheiten bezüg­

lich der Beschwerdelegitimation der Erbengemeinschaft 

bzw. nicht beschwerter Erben, anderseits aber auch darauf, 

dass das Bundesgericht in anderen Entscheiden (z.B. BGE 

136 '111 545 E. 3.4.1, besprochen in ius.focus 2011, Nr. 227; 

BGer 4C.185/2005 vom 19. Oktober 2006, E. 3) bezüglich 

der Zu Iässigkeit einer Korrektur falscher Parteibezeichnun­

gen eine deutlich grasszügigere Praxis vertreten hat. All 

dies gilt umso mehr, nachdem vorliegend nach dem 

Grundsatz der Prozessökonomie auch blass die Passivlegi­

timation der nicht mehr am Miteigentumsanteil beteiligten 

Erben hätte verneint werden können, so dass - wie von der 

Vorinstanz (nach der hier vertretenen Auffassung wohl zu 

Recht) entschieden- die beiden übernehmenden Miterben 

als Urteilsschuldner übrig geblieben wären. 

Bestimmtheit von 
Berufungsanträgen 

Art. 311 ZPO 

Thomas Weibel 

Bei Geldforderungen ist eine Bezifferung in den Beru­

fungsanträgen (Rechtsbegehren) erforderlich. Wird 

lediglich die Festsetzung «angemessener Beiträge» 

verlangt, so sind die Zulässigl<eitsvoraussetzungen 

nicht erfüllt und ist auf die Berufung nicht einzutreten. 

Eine Nachfristansetzung darf nicht erfolgen. [17] 

OGer SO, ZI<BER.2011 .6, Urteil vom 9. März 2011 

Der im erstinstanzliehen Eheschutzverfahren zur Zahlung 

von Unterhaltsbeiträgen an die Kinder und die Ehefrau ver­

urteilte Ehemann erhob gegen das erstinstanzliehe Ehe­

schutzurteil Berufung mit folgenden Anträgen: 

«Die Ziffern 5 und 6 des angefochtenen Urteils betref­

fend Unterhaltszahlung an die Kinder und an die Ehefrau 

seien aufzuheben, und es sei für die Kinder und die Ehefrau 

neu ein angemessener Unterhaltsbeitrag festzusetzen. » 
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Das Obergericht Solothurn trat darauf mit der Begrün­

dung nicht ein, es genüge nicht, lediglich die Aufhebung des 

angefochtenen erstinstanzliehen Entscheids zu beantragen. 

Es bedürfe eines Antrags in der Sache, wobei bei Geldforde­

rungen eine Bezifferung in den Rechtsbegehren-und nicht 

bloss in der Berufungsbegründung- erforderlich sei. Wür­

den diese Anforderungen an die Berufungsanträge nicht 

eingehalten, so fehle es an einer Zulässigkeitsvoraussetzung 

für die Berufung. Eine Nachfrist dürfe nicht angesetzt wer­

den. Der Ehemann habe vorliegend die zu zahlenden 

Unterhaltsbeiträge nicht beziffert und sich in seinen Beru­

fungsanträgen auf die Festsetzung von «angemessenen Bei­

trägen» beschränkt. Damit seien die Zulässigkeitsvoraus­

setzungen nicht erfüllt und sei auf die Berufung nicht 

einzutreten. 

Kommentar 

Die 30-tägige Frist nach Art. 311 Abs . 1 ZPO CH ist eine ge­

setzliche Frist und somit nicht erstreckbar (Art. 144 Abs. 1 

ZPO CH). Bei ungenügender Begründung der Berufungs­

anträge ist gesetzlich keine Nachfristansetzung vorgese­

hen, so dass keine Nachfrist zur Behebung des Mangels 

angesetzt werden darf. Die ungenügende Begründung der 

Berufungsanträge ist kein (behebbarer) Mangel i.S.v. 

Art. 132 ZPO CH, welcher eine kurze Nachfrist für mangel­

hafte, querulatorische oder rechtsmissbräuchliche Einga­

ben vorsieht. Ferner müssen die Berufungsanträge einen 

Antrag in der Sache enthalten. Bei Geldforderungen ist 

eine Bezifferung im Berufungsantrag bzw. in den Rechts­

begehren selbst- und nicht blass in der Berufungsbegrün­

dung- erforderlich (vgl. BGE 134111 235, 133 111 489 sowie 

BGer 5A_256/2007 vom 20. Juli 2007) . Sind diese Zulässig­

keitsvoraussetzungen nicht erfüllt, so hat ein Nichteintre­

tensentscheid zu erfolgen. 

Das Urteil des Obergerichts steht somit im Einklang mit 

der bundesgerichtliehen Rechtsprechung zur Bestimmtheit 

von Rechtsbegehren, insbeso ndere in Bezug auf Geldfor­

derungen, sowie der Regelung von Nachfristen im Rah­

men der ZPO CH . Ein Rechtsbegehren auf Zahlung eines 

«angemessenen» Beitrags erfüllt die dort statuierten Vor­

aussetzungen nicht. Selbst wenn eine Bezifferung der Un­

terhaltsbeiträge in der Beg ründung erfolgt wäre - dies 

geht aus dem vorliegenden Urteil nicht klar hervor - , wäre 

auf die Berufung nicht einzutreten gewesen. 

Der Entscheid führt einmal mehr die Tragweite und 

Wichtigkeit der sorgfältigen Formulierung von Rechtsbe­

gehren vor Augen . Vorsichtshalber sind die Rechtsbegeh­

ren grundsätzlich stets so zu formulieren, dass sie tel quel 

zum Dispositiv erhoben werden können. 

Peter Hostansl<y 
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